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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für das Post- und Fernmeldewesen 
(15. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Durchführungsgesetzes 
EG-Richtlinien Funkstörungen 
— Drucksache 10/1001 — 


A. Problem 

Auf Grund der Richtlinie 83/447 EWG der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften vom 18. August 1983 sind die 
Mitgliedstaaten verpflichtet, die Kennzeichnungspflicht von 
Geräten und Leuchten mit einem amtlichen Prüfzeichen auf- 
zuheben. 


B. Lösung 

Änderung des Durchführungsgesetzes EG-Richtlinien Funk- 
störungen entsprechend dem in Drucksache 10/1001 enthalte- 
nen Gesetzentwurf. 


C. Alternativen 

Die Folgen der Beibehaltung der gegenwärtigen Rechtslage 
wurden erörtert. 

D. Kosten 

entfallen 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/1001 — unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 24. Mai 1984 

Der Ausschuß für das Post- und Femmeldewesen 

Liedtke Linsmeier 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten LInsmeier 


Der von der Bundesregierung am 10. Februar 1984 
eingebrachte Gesetzentwurf wurde vom Deutschen 
Bundestag in seiner 59. Sitzung am 15. März 1984 an 
den Ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen 
federführend und an den Ausschuß für Wirtschaft 
zur Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen 
hat die Vorlage in seiner 11. Sitzung am 24. Mai 
1984 beraten. Die Vorlage zielt auf eine Änderung 
des Durchführungsgesetzes EG-Richtlinien Funk- 
störungen vom 4. August 1978 ab, durch die die 
Kennzeichnungspflicht von Geräten und Leuchten 
mit einem amtlichen Prüfzeichen aufgehoben wer- 
den soll. 

Bei der Beratung des Vorschlags für diese Richtli- 
nie am 22. Juni 1983 hatte der Ausschuß die Auffas- 
sung vertreten, daß ein Wegfall der Vorausprüfung 


(bekannt als VDE-Funkschutzzeichen) zu bedauern 
wäre, da dieses Verfahren sich bewährt habe 
(Drucksache 10/242). Der Ausschuß für das Post- 
und Fernmeldewesen vertritt diese Auffassung 
auch weiterhin. 

Da auf Grund der Richtlinie 83/447 EWG der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften vom 
18. August 1983 die Mitgliedstaaten verpflichtet 
sind, die Kennzeichnungspflicht mit amtlichem 
Prüfzeichen aufzuheben, hat der Ausschuß bei zwei 
Gegenstimmen beschlossen, die unveränderte An- 
nahme des Gesetzentwurfs — Drucksache 10/1001 
— zu empfehlen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlage in sei- 
ner 16. Sitzung am 11. April 1984 beraten und eben- 
falls die unveränderte Annahme des Gesetzent- 
wurfs empfohlen. 


Bonn, den 24. Mai 1984 


Linsmeier 

Berichterstatter 
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